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Die Abgeordneten zum Nationalrat Auer, Schuster, Hofer, Freund .und Kollegen 

haben am 21. Oktober 1988 unter der Nr. 2825/J an mich eine schriftliche par­

lamentarische Anfrage betreffend falsche Untersuchungsergebnisse über eine 

Hormonbelastung bei Rindern und Kälbern gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"1. Sind die bei der Feststellung der Hormonbelastung eingesetzten Unter­
suchungsmethoden nach heutigem Wissen und technischem Standard zureichend? 

2. Warum wurde nicht durch zureichende Gegenproben zweifelsfrei festge­
stellt, ob eine Hormonbelastung vorliegt oder nicht? 

3. Was werden Sie veranlassen, damit in Zukunft verhindert werden kann, daß 
ungesicherte Untersuchungsergebnisse vorzeitig an die Öffentlichkeit ge­
langen? 

4. Werden Sie dafür Sorge tragen, daß in Zukunft eine ausreichende und zie1-
führende Zusammenarbeit zwischen den Bundesgesundheitsbehörden und den 
zuständigen Landesdienststellen gewährleistet wird? 

5. Auf wessen Verantwortung wurden Anfang September dieses Jahres die unzu­
treffenden Untersuchungsergebnisse über eine Hormonbelastung bei Jen 
bei den Betrieben in Oberösterreich bzw. beim Kälbermastbetrieb in Kärnten 
veröffentlicht? 

6. Werden Sie sicherstellen, daß in Zukunft derartige Veröffentlichungen 
jedenfalls von der Durchführung wissenschaftlich einwandfreier Gegen­
proben abhängig gemacht werden? 

7. WUrde das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft vor Veröffent­
lichung der Untersuchungsergebnisse infonniert? 
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8. Werden Sie sicherstellen, daß in Hinkunft vor Veröffentlichung von Unter­
suchungsergebnissen über hormonbelastetes Fleisch das Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft informiert wird? . 

9. Welche Schäden sind den österreichischen Viehhaltern aus der Veröffent-· 
lichung der unzutreffenden Untersuchungsergebnisse über eine Hormonbe­
lastung entstanden? 

10. Welche Schäden sind den drei betroffenen Bauern durch die Veröffent­
lichung der Untersuchungsergebnisse entstanden? 

11. was werden Sie tun, um den betroffenen Bauern die entstandenen Schäden 
abzugelten? 

12. Was werden Sie tun, um die österreichischen Konsumenten in geeigneter 
Weise über die einwandfreie Qualität des in Österreich produzierten 
Kalb- und Rindfleisches zu informieren? 

13. Was haben Sie veranlaßt, um die falschen Untersuchungsergebnisse in der 
Öffentlichkeit richtig zu stellen? 

14. In welcher Form übernehmen Sie die politische Verantwortung für die ver­
fehlte Vorgangsweise der Ihnen unterstehenden Behörden?" 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu den Fragen 1 und 2: 

Die Untersuchungen wurden nach einer an der Veterinärmedizinischen Universität 

erarbeiteten Methode, dem Radioimmunoassay, ausgeführt, und zwar mit dreimali­

ger Wiederholung. Zur Absicherung wird als Zweitmethode üblicherweise die 

Dünnschichtchromatographie verwendet, die jedoch in niedrigen Bereichen von 

1 - 5 ppb zu unempfindlich ist, um absolut aussagekräftige Daten zur Absiche­

rung zu erhalten. Hier kann die Hochdruckflüssigkeitschromatographie (HPLC) 

eine gewisse Verbesserung bedeuten. Die HPLC stellt einen zusätzlichen Reini­

gungsschritt dar, der jedoch in den wissenschaftlich erarbeiteten Methoden 

nicht zwingend vorgeschrieben ist. Es besteht zu diesem Problem keine einheit­

liche Fachmeinung. 

Die Untersuchungsmethoden werden jedenfalls ständig weiterentwickelt und dem 

internationalen Standard angepaßt. 
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Zu Frage 3: 

Ich habe aus dem gegebenen Anlaß angeordnet, daß die Untersuchung auf 

Stilebene, Zeranol unt Trenbolonacetat mit Radioimmunoassay (RIA) als erste 

Methode unter Vorreinigung mittels HPLC durchzuführen ist. Die HPLC liefert 

auch zugleich bereits eine Verdachtsaussage auf das Vorhandensein unerlaubter 

Substanzen. 

Andere Östrogene, Gestagene und Androgene werden routinemäßig mittels Dtinn­

schichtchromatographie (DC) untersucht. 

Werden im RIA erhöhte Werte bzw. bei der DC positive Ergebnisse gefunden, so 

ist mit jeweils der anderen Methode (bei RIA mit DC bzw. bei DC mit RIA) der 

Befund abzusichern. 

Ist nur eine der bei den Untersuchungen positiv, so wird vom Buudeskanzleramt­

Veterinärverwaltung im Einzelfall festgelegt, welche zusätzlichen Untersuchun­

gen zu veranlassen sind, um den bestehenden Verdacht entweder zu erhärten oder 

auszuschließen. 

Zu Frage 4: 

Zwischen den zuständigen Landes-Veterinärdienststellen und der zentralen 

Veterinärverwaltung des Bundeskanzleramtes bestand auch bisher eine sehr gute 

und enge Zusammenarbeit. An dieser Zusammenarbeit wird sich daher auch in Zu­

kunft nichts ändern. 

Zu Frage 5: 

Als nach Aufdecken des deutschen Hormonskandals österreichische Landwirt­

schaftskreise in den Medien versicherten, daß in Österreich derartiges absolut 

undenkbar wäre, sahen sich meine Mitarbeiter veranlaßt - zumal ein Proben­

ziehungsplan auf unerlaubten Hormoneinsatz angeordnet war - auf diese ver­

schärften Kontrollen und auf deren \\1irksamkeit anhand konkreter Ergebnisse 

hinzuweisen. 
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Zu Frage 6: 

Ich verweise auf die Beantwortung zu Frage 3. 

Zu Frage 7: 

Das Bundesministerium Iur Land- und Forstwirtschaft wurde telefonisch Uber die 

Untersuchungsergebnisse informiert, da Hormonanwendungen auch Folgen bei 

Kälbermastprämienaktionen nach sich ziehen. 

Zu Frage 8: 

Das Bundesministerium fUr Land- und Forstwirtschaft wird so wie bisherUber 

Untersuchungsergebnisse unterrichtet werden. 

Zu Frage 9: 

RUckgänge beim Kalbfleischkollsum sind sofort nach Bekanntwerden der Hormon­

funde in der Bundesrepublik Deutschland aufgetreten, sie si1'l.d daher keineswegs 

den österreichischen Veröffentlichungen zuzuschreiben. 

Zu den Fragen 10 und 11: 

Da durch die Untersuchungsergebnisse der Verdacht einer illegalen Anwendung 

von unerlaubten Substanzen gegeben war, wurde entsprechend der in § 5 der 

Fleischuntersuchungsverordnung gebotenen Vorgangsweise in befristetes 

Schlachtverbot verhängt. 

Durch das nur kurze Zeit fUr die Jungmastrinder bestehende Schlachtverbot ist 

den Tierhaltern kein nennenswerter finanzieller Schaden erwachs.en. Da die in 

mittelbarer Bundesverwaltung tätige oberösterreichische Veterinärbehörde 

rechtsmäßig gehandelt hat, sehe ich zunächst - auch im Sinne des Legalitäts­

prinzips - keinen Anspruch auf Schadenersatz. 

Ich habe aber veranlaßt, daß 1m gegenständlichen Fall auch von der Finanzpro­

kuratur UberprUft wird, ob den betroffenen zwei oberösterrreichischen Bauern 

ein Schadenersatzanspruch zustehen könnte. 
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Zu Frage 12: 

Die einwandfreie Qualität österreichischer Lebensmittel ist meines Erachtens 

eine stets zu fordernde Selbstverständlichkeit, Iur die ich nicht zu werben 

habe. 

Das Bundeskanzleramt wird jedoch auch in Zukunft Übertretungen der lebens mit­

telrechtlichen Vorschriften verfolgen und aufzeigen, um auch durch diese In­

formationen das Vertrauen der Konsumenten in die notwendige und wirksame Kon­

trolle zu geWährleisten. In diesem Zusammenhang verweise ich auf §35a Lebens­

mittelgesetz, dem zufolge eine ausdrückliche Verpflichtung zur Information der 

Öffentlichkeit besteht. 

Zu Frage 13: 

Die w:i.8senschaft1iche Abklänm.g der Ursachen der differenten Untersuchungs er­

gebnisse 1st derzeit im Gange. Die ang(:'!z'i']'cdf(::!lten Resultate wurden von der 

Bundesanstalt fU"r Tierseuchenbekämpfung 10. Höd1ing zurüc.kgezogen. 

Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Presseaussendung informiert. 

Zu Frage 14: 

Wie in den vorangehenden Antworten dargelegt, bin ich meiner Verantwortlich­

keit für das Ressort durch eine Reihe von Veranlassungen nachgekommen, um den 

Sachverhalt zu klären und die Öffentlichkeit über das Ergebnis dieser Klärung 

zu informieren. Ich habe weiters sichergestellt, daß in Zukunft andere 

Analysemethoden angewandt werden und habe eine Prüfung durch die Finanz­

prokuratur veranlaßt. Mit diesen Maßnahmen habe ich die politische Verantwor­

tung offensichtlich wahrgenommen. 
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